
Regierung

Seehofer bereit für
Berlin
CSU-Chef Horst Seehofer ist
grundsätzlich bereit, ein Mi-
nisteramt in der Bundesregie-
rung zu übernehmen, falls
von einem schwarz-roten Ko-
alitionsvertrag ein Aufbruchs-
signal ausgehen sollte, insbe-
sondere im Bereich der Digi-
talisierung; das machte er in
internen Gesprächen deut-
lich. In der CSU wurde dies
als Hinweis gewertet, dass er
in einer möglichen Koalition
entweder ein um Digitalthe-
men erweitertes Wirtschafts-
ministerium übernehmen
könnte oder das Finanzminis-
terium. Ein Wechsel Seeho-
fers nach Berlin würde der

CSU den Machtkampf um
den Parteivorsitz zumindest
vorerst ersparen. Diesen
könnte Seehofer ohne Regie-
rungsamt wohl kaum behal-
ten. In ein Kabinett unter
dem designierten Ministerprä-
sidenten Markus Söder will
Seehofer nicht eintreten.
Ohne Ministeramt, hat er
schon klargemacht, würde er
sich ganz aus der Politik zu-
rückziehen. Ein Rücktritt See-
hofers als Parteichef würde
unweigerlich zu einem offe-
nen Streit zwischen Söder,
dem Berliner Landesgruppen-
chef Alexander Dobrindt und
Manfred Weber, dem Chef
der konservativen EVP-Frak-
tion im Europaparlament füh-
ren. Alle drei haben Ambitio-
nen auf den CSU-Vorsitz. rp
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Seehofer, Merkel

Berufssportler

Keine Rückkehr in
die Türkei
Der deutsche Fußballprofi
Deniz Naki wird nicht in die
Türkei zurückkehren. Auf-
grund „massiver Sicherheits-
bedenken“ will er in Deutsch-
land bleiben und seinen Ver-
trag beim kurdischen Verein
Amed SK auflösen. Der für
sein politisches Engagement
bekannte Sportler steht seit
Längerem im Fokus türki-
scher Behörden und wird von
Nationalisten auch in Deutsch-
land bedroht. Zuletzt hatten
Unbekannte am Abend des 
7. Januar einen Anschlag auf
ihn verübt: Sie schossen auf

der Autobahn nahe Aachen
mehrfach gezielt von der
Überholspur auf seinen Wa-
gen. Die Staatsanwaltschaft
Aachen ermittelt wegen eines
versuchten Tötungsdelikts.
Naki, Sohn türkischer Ein-
wanderer, spielte früher un-
ter anderem beim FC St. Pauli
und in der deutschen 
U-21-Nationalmannschaft.
 Ursprünglich wollte er zum
Rückrundenstart der dritten
türkischen Liga wieder nach
Diyarbakır reisen. Die Ent-
scheidung sei ihm nicht
leichtgefallen, berichtet sein
Frankfurter Anwalt Stephan
Kuhn. „Letztlich sorgten sei-
ne Familie und sein Umfeld
für diese Entscheidung.“ mba

Frauenrechte

EU-Parlamentarier 
rügen Bulgarien
Abgeordnete des Europäi-
schen Parlaments kritisieren
die Regierung Bulgariens,
weil das Land die sogenannte
Istanbul-Konvention zur
 Gewalt gegen Frauen bislang
nicht ratifiziert hat. 
„Frauen sind nach wie vor
von geschlechtsspezifischer
Gewalt betroffen – auch 
in der EU, auch in Bulga-
rien“, sagt die Frauenrechts-
expertin der SPD im Europa-
parlament Maria Noichl.
Weil Bulgarien derzeit die
EU-Ratspräsidentschaft inne-
habe, wäre ein Beitritt zum
Abkommen ein „gutes
 Signal“. Auch der  Europarat
und der erste Vizechef der

EU-Kommission Frans Tim-
mermans hatten deshalb zu-
letzt Kritik an Bulgarien
 geübt. Das Abkommen aus
dem Jahr 2011 ist der ers te
 international rechtsverbind -
liche Vertrag zum Schutz 
von Frauen vor Gewalt. Das
Land hat ihn zwar unter-
zeichnet, aber im Par lament
noch nicht ratifiziert. Wider-
stand gibt es in Bulgarien vor
allem bei den Kirchen und
dem kleinen rechtsextremen
Koalitionspartner in der
 Regierung, den Vereinten
 Patrioten. Die Weigerung
Bulgariens, der Konvention
beizutreten, steht in Wider-
spruch zum sonstigen Bestre-
ben des Landes, baldmög-
lichst sowohl dem Euro als
auch dem Schengenraum bei-
zutreten. mp

Koalitionsverhandlungen

Schärfere Regeln 
gegen Islamisten?
Der Koalitionsvertrag der
nächsten Bundesregierung
müsse schärfere Aussagen ge-
gen muslimische Extremisten
in Deutschland enthalten, for-
dert der CDU-Politiker Cars-
ten Linnemann. „Mit dem
politischen Islam wurde ein
enorm wichtiges Thema im
Sondierungspapier zu wenig
berücksichtigt“, so Linne-
mann, der im CDU-Bundes-
vorstand sitzt und Chef der
25000 Mitglieder starken Mit-
telstandsvereinigung seiner
Partei ist. Die wachsende
Zahl von Salafisten und Ge-
fährdern zeige die Dimension

des Problems. „Wir müssen
endlich wissen, wer in den
Moscheen das Sagen hat, wer
Träger und wer Finanzier
ist“, sagt Linnemann, der
auch ein enger Verbündeter
des CDU-Präsidiumsmit-
glieds Jens Spahn ist. Im
Wahlkampf hatten sich beide
für ein „Islam-Gesetz“ ausge-
sprochen. Konkret fordert
Linnemann nun schärfere
Vorschriften für die Auslands-
finanzierung von Moscheen
und die Einführung eines
neuen Visums für Imame. In
diesem Rahmen soll auch
eine Sicherheitsüberprüfung
stattfinden. Denn: „Immer
mehr junge Leute werden in
den Moscheen hierzulande
radikalisiert.“ ama
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